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Graf von Wedel, Herr Otto, nach der Richtlinie
2014/24/EU müssen öffentlich-rechtliche Kör-
perschaften von April 2016 an auch Energiebe-
darf ab 100 000 € elektronisch ausschreiben. Ist
das eine Hiobsbotschaft für Stadtwerke, weil sie
die bisher papierenen Strom- und Gasaus-
schreibungen ihrer Eigentümerkommune an
Billigere verlieren?
Rainer Otto: Im Einzelfall ist das natürlich nicht
auszuschließen. Aber die elektronischen Ener-
gieausschreibungen von bis zu 1500 Kommu-
nen, die wir seit 2009 in drei Bundesländern
mitorganisiert haben, zeigen: Die wettbe-
werbsfähigsten Anbieter waren die kleinen
und mittleren Stadtwerke. Das ist auch bei un-
seren privaten elektronischen Ausschreibun-
gen so, die wir schon länger organisieren.

Stadtwerke sind wirklich die Wettbewerbsfä-
higsten?
Otto: Ja. Bei den alten Ausschreibungen müs-
sen Mitbieter die Unterlagen auf Papier anfor-
dern. Die Listen mit den hunderten Abnahme-
stellen können ganze Ordner füllen. Der bishe-
rige Versorger hat aber alles bereits in seiner IT
gespeichert. Wettbewerber sehen dann, dass
sich der Kalkulationsaufwand nicht lohnt,
wenn man die Daten händisch eintippen muss.
So bietet häufig nur der alte Versorger und
muss dann natürlich den Zuschlag bekommen.

Bei unserer ersten elektronischen Stromaus-
schreibung von bayerischen Kommunen im
letzten Jahr erhielt jede gleich drei bis fünf Ge-
bote von Lieferanten. Mittlerweile sehen wir
10–30 Angebote.

Die öffentliche Hand muss bei Vergaben das
»wirtschaftlichste« Angebot nehmen. Faktisch
bedeutet dies: das billigste. Wie können da
Stadtwerke gegen die großen Vier und schlank
aufgestellte neue Vertriebe punkten?
Otto: Gerade die kleineren Stadtwerke haben
eine bessere Kostenstruktur: Sie unterhalten
keinen teuren Außendienst, sie haben geringe-
re Margenerwartungen als kapitalmarktge-
triebene Unternehmen und geringere interne
Kosten. 

Clemens Graf v. Wedel: Die Chance für die Klei-
nen ist viel größer. Die sind wendiger: Seit die-
sem Jahr bieten wir auf Enportal die komplette

elektronische Vergabe, inklusive Ver-
tragsunterzeichnung mit elektroni-
scher Signatur. Das nutzen die kleinen
Stadtwerke! Ein Vertriebler eines klei-
nen Versorgers ist froh, wenn mühseli-
ge Handarbeit wegfällt. Er muss nur
mit seinem Geschäftsführer sprechen,
und die Umstellung auf optimierte On-
line-Prozesse ist entschieden.
Otto: Bei den Großen geht das schwer-
fälliger durch viele Abteilungen und
Hierarchieebenen. Da gibt es zum Bei-
spiel mehrköpfige Ressorts, die nur Ver-
träge schreiben.

Wer waren die Verlierer Ihrer zwei
bayerischen E-Energieausschreibun-
gen, wer die Gewinner?
Otto: Der Markt war vorher faktisch
aufgeteilt zwischen Eon Bayern, N-Er-
gie Nürnberg und den Lechwerken. Ih-
nen sind bei Strom über 60 Prozent der
Verbrauchsstellen abgenommen wor-
den, von etwa 20 Stadt- und Gemeinde-
werken, übrigens nicht nur aus Bayern.

Was ist das in Energiemengen?
Graf v. Wedel: Das liegt in einer ähnli-
chen Größenordnung. Die Ausschrei-
bungen waren mittelstandsfreundlich
gestaltet. Bayerischer Städtetag und
Gemeindetag waren ja enttäuscht über
den fehlenden Wettbewerb der letzten
Offline-Ausschreibung. Danach waren
die 719 Gigawattstunden Strombedarf
über drei Jahre in 67 Lose unterteilt,
von 3–30 Gigawattstunden pro Jahr.
Das Gros lag bei 10–20 Gigawattstun-
den pro Jahr. Auch kleinste Stadtwerke
boten erstmals und gewannen Lose.
Die 67 Lose wurden über einen Zeit-
raum von drei Monaten in den Markt
gestellt. Anfangs haben sich die Gro-
ßen sehr schwer getan, Ausschreibun-
gen zu gewinnen, weil die Preise der
Wettbewerber besser waren.

Haben die das klaglos hingenommen?
Graf v. Wedel: Eon Avacon ist vor drei
Jahren vor die Vergabekammer Nieder-
sachsen gezogen. Die hielt unsere elek-
tronische Plattform in einem Be-
schluss, 20 Seiten, für VOL-konform
(VOL = Vergabe- und Vertragsordnung
für Lieferungen und Leistungen). Der
Beschluss ist rechtskräftig. Eon Bayern
hat sich dann bei unseren dortigen
Ausschreibungen sportlich verhalten.

Aber bündelkundenfähig muss man
schon sein bei hunderten Abnahmestel-
len.
Otto: Ja, aber das bekommt jedes Stadt-
werk hin, das sich bereits in mehreren

Verteilnetzen bewegt. Über 100 Kom-
munalversorger sind in diesem Seg-
ment aktiv. 

Über welche Größenordnungen reden
wir, wenn elektronische Ausschreibun-
gen für die öffentliche Hand Pflicht
werden?
Graf v. Wedel: Das sind 45 Terawatt-
stunden Strom pro Jahr – 8 ½ Prozent
des gesamten Nettoverbrauchs von
Deutschland. Bei Gas dürften es 90 Te-
rawattstunden sein – ein Zehntel des
gesamten Bedarfs.

Welcher Anteil entfällt auf Städte, Ge-
meinden und Landkreise?
Otto: Die Mengen braucht überwie-
gend die kommunale Ebene. Allein in
unseren elektronischen Stromaus-
schreibungen von Gemeinden in Bay-
ern, Schleswig-Holstein und Mecklen-
burg-Vorpommern betreuen wir 2 Te-
rawattstunden pro Jahr. Stadtwerke
haben auch außerhalb der kommuna-
len Ebene beste Chancen – mittel-
standsfreundliche Lose vorausgesetzt.

Eine Stadtverwaltung wird die Hände
über dem Kopf zusammenschlagen,
wenn sie ihre Abnahmestellen und
mehr in ein Portal eintippen muss.
Graf v. Wedel: Es ist ein einmaliger Auf-
wand. Ein Papierverzeichnis muss in
ein elektronisches exportiert werden.
Bei uns müssen die Körperschaften da-
zu aber keine Software kaufen. Es ist al-
les  web basiert. Auch Excel-Listen las-
sen sich importieren. Danach haben die
Körperschaften eine höhere Informati-
onsdichte denn je und können ihre Ab-
nahmestellen weiterverwalten, theo-
retisch papierlos. Außerdem sparen sie
mit den elektronischen Ausschreibun-
gen Geld.

Wie viel?
Otto: Bei der bayerischen Stromaus-
schreibung für 2014–16 sparen 850
Kommunen insgesamt 21 Millionen
Euro pro Jahr. Im vergangenen Jahr ha-
ben sie noch 1 Cent pro Kilowattstunde
über dem damaligen Marktpreis be-
zahlt. Das kam noch von einer Offline-
Ausschreibung.

Graf v. Wedel: Bei Strom lag die Spanne
zwischen dem besten und dem
schlechtesten Bieter im Schnitt bei
10 Prozent. Bei der Stadtbeleuchtung
lagen die Preise unter Industriekun-
den-Niveau, da ihr Lastprofil einfach
ist. Bei Gas sahen wir schnell mal 25
Prozent Unterschied.

Welche Kilowattstunden-Preise kamen he-
raus?
Otto: Bei Strom stand 2013 in Bayern für die
Folgejahre im Schnitt eine Drei vor dem Kom-
ma, bei Gas waren es in diesem Jahr für 2015
bis 2017 etwa 2,4–2,5 Cent.

Welchen Spielraum hat die öffentliche Hand
künftig für Qualitätskriterien? 
Otto: Theoretisch sind da für den Kämmerer al-
le Kriterien denkbar . . .

Graf v. Wedel: . . . die bei der Entscheidung über
den Zuschlag keine Wertung zulassen. Wir bil-
den seit 2013 etwa die gängigen Zertifikate für
Grünstrom ab.

Wie muss sich ein Vertrieb auf elektronische
Ausschreibungen einstellen?
Otto: Der klassische Vertrieb oder Offline-Ver-
trieb wird stark zurückgehen. Die Energiema-
nagement-Beratung wird an Bedeutung ge-
winnen. Stadtwerke machen sich zukunftsfä-
hig, indem sie schlicht ihre Prozesse optimie-
ren. Das geht nur über die IT. Wir sind 15 Mann
und haben über 1000 Kunden. Die Hälfte
macht IT, die andere Hälfte Kundenbetreuung.
99 Prozent der wiederkehrenden Tätigkeiten
sind bei uns prozesstechnisch abgebildet. Auch
die Beschaffung muss sich ändern: Die Menge
hat heute keinen Einfluss mehr auf den Preis.
Heute ist das Lastprofil entscheidend. Deshalb
sollte sich eine Stadtbeleuchtung nie mit einer
Aluhütte zusammentun.

Wie groß ist der IT-Implementierungsaufwand
für ein Stadtwerk?
Otto: Wir haben 500 Versorger erfasst. Bieter
bekommen von uns eine Internetschnittstelle,
einen Programmcode. Wir öffnen unser Sys-
tem für sie. Manchmal wird dann Program-
mierarbeit notwendig, um die Verbindung her-
zustellen.

Die Fragen stellte Georg Eble.

Die zweite Energiemarktöffnung 2016
ÖFFENTLICHE KUNDEN In weniger als zwei Jahren müssen Körperschaften ihren Energiebedarf elektronisch ausschreiben. Das sei eine Riesenchance gerade 
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Zur Person

Clemens Graf von Wedel (oben) und Rainer Otto (Bilder:
Enportal) sind geschäftsführende Alleingesellschafter
der elektronischen Ausschreibungsplattform  Enportal
GmbH. Ihres Wissens ist es seit 2009 die einzige, die die
Anforderungen an Ausschreibungen öffentlich-rechtli-
cher Körperschaften erfüllt. Dabei arbeitet sie mit der
Kubus Kommunalberatung und Service GmbH zusam-
men, einer Tochter kommunaler Spitzenverbände. Seit
2009 erlaubt die Vergabe- und Vertragsordnung für Lie-
ferungen und Leistungen (VOL) Bund, Ländern und Ge-
meinden elektronische Ausschreibungen. 2016 werden
sie Pflicht. Die VOL muss dazu angepasst werden. 
Der Jurist Graf von Wedel, 54, arbeitet – nach Stationen
bei der Treuhandanstalt – seit der Strommarktöffnung
als Energieberater, der Wirtschaftsingenieur Rainer Ot-
to, 49, seit 2002; zuvor war Letzterer Leiter Industriekun-
denvertrieb der damaligen Vasa Energy. 2008 gründe-
ten beide Enportal. Otto ist nicht mit dem namensglei-
chen Ex-Chef der Stadtwerke Erfurt zu verwechseln, der
jetzt die Beratungsfirma Vi-Strategie GmbH führt. 

– DORTMUND / ESSEN – Der Schweizer Ener-
gieversorger Repower, vormals Rätia Energie,
steigt in Deutschland nach eigenen Angaben
aus dem Energieverkauf aus, nicht aber in Ita-
lien und Rumänien. Die Gesellschaft begründe-
te den Schritt – über die »anhaltend anspruchs-
volle Situation« in den europäischen Energie-
märkten hinaus – ein paar Tage vor dem letzten
grünen Licht im Bundesrat zur EEG-Novelle mit
einer politisch erzeugten deutschen Sondersi-
tuation: »tiefe Preise, falsche Fördermodelle,
Wasserkraft in Bedrängnis, regulatorische Un-
sicherheiten«. In der Niederlassung Dortmund
baut Repower »rund 20« Stellen ab.

Zu den Kraftwerksprojekten in Deutschland
(die von dem wahrgenommenen Sonderweg
genauso betroffen sind) bekannten sich die
Bündner gleichwohl. Die Entwicklung eines
Gas- und Dampfturbinen-Kraftwerks im Che-
miepark Leverkusen und der Betrieb der beste-
henden Windparks seien »von der Massnahme
nicht betroffen«, hieß es.

Exodus der Eidgenossen | Folgerichtig steht
Repower auch nicht in der vorläufigen Ausstel-
lerliste der Essener Leitmesse E-World Energy &
Water, die vom 10.–12. Feb. 15 stattfindet. Da-
mit sind nur noch zwei Schweizer Versorger
vertreten: Axpo und die Berner BKW. Teils we-
gen eigener Schwierigkeiten, teils aus Ernüch-
terung über den deutschen Markt hatten frü-
her Alpiq (Atel) und BKW ihren Deutschland-
vertrieb verkauft, der dann auch keinen Stand
mehr buchte. Die frühere EGL ging in der Axpo
auf und damit ebenfalls ihr Essener Auftritt. Bei
BKW hat nun die Schweizer Obergesellschaft
eine eigene Fläche, bei der Axpo das Trading
aus der Eidgenossenschaft.

Auch einige deutsche Stadtwerke hatten in
den vergangenen Jahren – bei stetem Wachs-
tum der E-World insgesamt – Stände aufgege-
ben, so Duisburg, Hannover und Bielefeld. In
der vorläufigen Ausstellerliste für 2015 fehlen
nun auch die Hagener Enervie und die Braun-
schweiger BS Energy. Dabei sind wieder Entega
(HSE, Darmstadt), Mainova (Frankfurt/Main),
N-Ergie (Nürnberg), Rheinenergie (Köln), Stadt-
werke Leipzig und WSW (Wuppertal). 

Von den kommunalen Flächenversorgern
haben sich ebenfalls wieder angemeldet: EWE
(Oldenburg; erneut mit separatem Stand ihre

Leipziger Gastochter VNG), Enso (Dresden), Gel-
senwasser (Gelsenkirchen) und Pfalzwerke
(Ludwigshafen). Unter den Stadtwerke-Koope-
rationen haben abermals einen eigenen Auf-
tritt: Bayerngas (München), EEGmbH (Hen-
stedt-Ulzburg), Gas-Union (Frankfurt), Süd-
weststrom (Tübingen), Thüga (München) und
Trianel (Aachen).

Im Januar hatten die Essener bei einer Wahl-
beteiligung von 29 % mit 50,4 % der Stimmen
dem Neubau der Messe für 123 Mio. € zuge-
stimmt. Der entsprechende Stadtratsbeschluss
vom Juli 2013 bleibt damit gültig. geo

Deutschland vertreibt Repower-Vertrieb
LEITMESSEN Der Schweizer Versorger zieht sich aus dem Energieverkauf hierzulande zurück –

und damit auch von der E-World. Bekenntnis zu deutschen Erzeugungsprojekten

Ein Bild aus besseren Tagen: Noch auf der 2014er Messe E-World hatte Repower mit einem Vollholz-
Stand auf sich aufmerksam gemacht. Nun sind die Schweizer nicht mehr angemeldet und haben ih-
ren Rückzug aus dem Deutschlandvertrieb bekannt gegeben. Bild   : Georg Eble

– BRÜSSEL / MOSKAU – Der Raketenabschuss
eines Zivilflugzeuges in der Ostukraine, der 294
Urlauber aus mehreren Kontinenten das Leben
kostete, darunter 80 Kinder, hat am 17. Juli die
Beziehungen zwischen dem Westen und Russ-
land auf einen neuen Tiefpunkt gebracht. Russ-
land wird vorgeworfen, dass es die Luftabwehr-
rakete an die Sezessionisten lieferte, und diese
die Rakete abfeuerten. Ein Übriges für die fros-
tige Stimmung tat die Ablehnung einer Waf-
fenruhe zur Aufklärung des Verbrechens, die
Plünderung der Leichname und die Behinde-
rung der OSZE am Absturzort durch die Milizio-
näre. Der Spiegel sprach von einem »Game
changer« in den Beziehungen zu Russland. Ge-
mäß einer Spiegel-Umfrage sind jetzt 52 % der
Deutschen für härtere Sanktionen, selbst wenn
sie »viele Arbeitsplätze« kosten würden – die
Stimmung ist gekippt.

Erstmals ganze Branchen | Trafen die EU-
Sanktionen zuvor nur Konten und Einreisefrei-
heit politisch Verantwortlicher aus der dritten
Reihe, die die Souveränität der Ukraine verletzt
haben sollen, ging es seither auch um von Russ-
land verstaatlichte Unternehmen auf der an-
nektierten Krim und um sektorale Sanktionen.
Russland soll ultimativ die Grenze zur  Ost -
ukraine schließen, Sezessionisten entwaffnen
und die OSZE-Mission frei walten lassen.

Die Wirtschaftssanktionen vom 30. Juli um-
fassen Einschränkungen für staatlich kontrol-
lierte russische Banken, Waffen und zivil-mili-
tärische Dual-Use-Güter; ein geografisches Em-
bargo betrifft die Krim. 

Der Energiesektor ist insoweit betroffen, als
ausdrücklich »bestimmte empfindliche Tech-
nologien, die für die Ölförderung und -aufsu-
chung genutzt werden können«, nur noch ein-
geschränkt exportiert werden dürfen. 

»Vor allem müssen wir die Oligarchen tref-
fen«, sagte Bundeswirtschafts- und Energiemi-
nister Sigmar Gabriel. Die schwarze Liste von
Personen soll um 15 auf 87 erweitert werden.
Gazprom-Chef Alexej Miller ist nicht darunter.
Russland trägt unter einem Exportmonopol
von Gazprom 38 % zu Deutschlands Erdgasbe-
darf bei. Richtig politisch brenzlig würde die La-
ge, wenn Gazprom begänne, auf Geheiß oder
mit freundlicher Erlaubnis des Kremls, Gasin-
stallationen auf der Krim zu übernehmen oder
zu bauen. Es gibt angeblich einen russischen
Plan, die Halbinsel Krim durch eine Unterwas-
serröhre vom russischen Festland aus unter der
Straße von Kertsch mit Energie zu versorgen.
Aber es ist nicht bekannt, ob Gazprom damit zu
tun hat. 

Die USA haben zusätzlich Sanktionen u. a.
gegen die Gazprom-Bank verhängt. In der Ver-
gangenheit hatten die Amerikaner empfindli-
che Geldstrafen ausgesprochen, wenn EU-Fir-
men ihre Embargos ignorierten.

Neue Konflikte wird mit Sicherheit die Ver-
urteilung Russlands zu 1,9 Mrd. € Schadener-
satz an ehemalige Aktionäre des Ölgiganten
Yukos durch den Europäischen Gerichtshof für
Menschenrechte auslösen. Der Kreml hatte den
kritischen Yukos-Oligarchen Michail Chodor-
kowskij rechtsstaatswidrig enteignet und hin-
ter Gitter gesteckt. geo

Sanktionen gegen Russland
streifen Energie kaum – noch

VERSORGUNGSSICHERHEIT EU reagiert auf den Abschuss 
eines Zivilflugzeuges. Sektorales Embargo bei Öl-Hochtechnologie

08_14_14_geo_zfk_zeitung_neu_2013  05.08.14  14:01  Seite 2

allein in Schleswig-Holstein auf 346 Mio
kWh Ökostrom. Damit verpufften 3,5 %
der dortigen Grünstromproduktion, was
einem volkswirtschaftlichen Wert von rd.
37 Mio. € pro Jahr entspricht. 

Auch die dritte Anwendungsoption –
der Aufkauf von Strom für PtH-Anlagen
bei stark negativen Preisen – ist erheblich
von den künftigen Rahmenbedingungen
abhängig. Laut überschlägiger Berechnun-
gen der Studienautoren wird im Jahr 2023
in etwa 350 bis 500 Stunden jährlich das
Stromangebot die Nachfrage in Deutsch-
land übersteigen. Laut Untersuchung er-
gibt sich hier ein Potenzial von bis zu

2,8 Mrd. kWh pro Jahr, das potenziell teil-
weise von PtH genutzt werden könnte. 

Weniger optimistisch ist das Fazit einer
Studie, die der ZfK exklusiv vorliegt. Das
Ifeu-Institut für Energie- und Umweltfor-
schung und die Nymoen Strategiebera-
tung haben den Einsatz von Überschuss-
strom in elektrischen Heizungssystemen
im privaten Wärmemarkt (Nachtspeicher-
heizungen, Wärmepumpen und elektri-
sche Heizstäbe sowie Gaswärmepumpen)
untersucht. Ein Fazit lautet: Da »regenerati-
ve Stromüberschüsse« auf der einen Seite
und Heizwärmebedarf auf der andern häu-
fig nicht gleichzeitig anfallen, werde Über-

schussstrom für elektrische »Windstrom-
heizungen« in den nächsten zwei Dekaden
nur in sehr geringen Mengen verfügbar
sein. So geht das Analysepapier davon aus,
dass Wärmepumpen im Jahr 2030 immer
noch zu gut 70 % mit »fossilem Strom« be-
trieben werden (siehe Seite 6). 

Hürde Abgaben | Energiemarktexper-
ten stimmen aber weitgehend darin über-
ein, dass sich die regulatorischen Rahmen-
bedingungen ändern müssen, sollen künf-
tig Flexibilitätsoptionen auf der Nachfrage-
oder Angebotsseite, wie Demand-Side-Ma-
nagement oder eben PtH, in größerem
Maßstab zum Einsatz kommen. Ein Dorn
im Auge sind vielen die hohen staatlichen
Abgaben. So haben die Autoren der Agora
Energiewende-Studie berechnet, dass der
Einsatz einer PtH-Anlage – aufgrund der
anfallenden Entgelte, Abgaben, Umlagen
und Steuern – erst bei negativen Strom-
preisen von ca. –7 ct/kWh betriebswirt-
schaftlich sinnvoll ist. Da zudem die im
neuen EEG vorgesehene verpflichtende Di-
rektvermarktung ein solches Preisniveau
kaum mehr erwarten lässt, ist nach Ein-
schätzung der IWES-Gutachter ein Börsen-
strompreis von -2 ct/kWh ein Wert, ab
dem PtH als Option vor der Abregelung von
Ökostromanlagen zum Einsatz kommt. Da-
zu müsste die EEG-Umlage für PtH-Strom
auf 1,5 ct/kWh abgesenkt werden.

Trotz dieser ungenügenden Marktge-
gebenheiten investieren bereits heute im-
mer mehr Energieversorger in entspre-
chende Wärmespeicher. Damit soll insbe-
sondere die Wirtschaftlichkeit innerstädti-
scher KWK-Anlagen, die wie alle Kraftwer-
ke unter den niedrigen Börsenstromprei-
sen leiden, optimiert werden. In Nürnberg
entsteht derzeit der erste Zwei-Zonen-An-
lage (Bild), die die Speicherung einer grö-
ßeren Wärmemenge erlaubt. Einen Über-
blick über aktuelle Projekte und Technolo-
gien finden Sie auf Seite 18.

Gespeicherte Optionen
ERNEUERBARE Überschussstrom lässt sich auch im Wärmemarkt nutzen. Laut zweier Studien haben Großspeicher

viel Potenzial, kleine »Windstromheizungen« weniger. Sicher ist, dass sich die Bedingungen ändern müssen

Von MICHAEL NALLINGER, München

D ie Aussagen im Koalitionsver-
trag von CDU/CSU und SPD
sind an der Stelle eindeutig:
»In einem Strommarkt mit ei-

nem weiter zunehmenden Anteil von
Strom aus erneuerbaren Energien werden
wir Strom, der sonst abgeregelt werden
müsste, für weitere Anwendungen, etwa
im Wärmebereich, nutzen.« Infrage
kommt hier neben der Umwandlung von
Überschussstrom in Wasserstoff bzw. Me-
than, das so genannte Power to Gas, auch
der direkte Weg der Wärmeproduktion
über Power to Heat (PtH). Dessen Potenzia-
le über den großtechnischen Einsatz von
Elektro- oder Elektrodenheizkessel  hat im
Auftrag von Agora Energiewende das
Fraunhofer-Institut für Windenergie und
Energiesystemtechnik (IWES) untersucht.

Die Ergebnisse können sich sehen las-
sen. Die Technologie erlaube es, bei ge -
ringen Investitionskosten Ökostrom zu in-
tegrieren, bevor dieser sonst abgeregelt
werden müsste, lautet das Fazit. Die Fraun-
hofer-Experten haben sich dabei drei Ein-
satzfelder näher angeschaut: den Regel-
energiemarkt, die Vermeidung regionaler
Netzengpässe sowie den Weiterbetrieb
von Ökostromanlagen bei negativen
Strompreisen. Dem Anwendungsfall Re-
gelenergie attestieren die Studienauto-
ren – insbesondere der Vorhaltung von ne-
gativer Regelleistung – aus volkswirt-
schaftlicher Sicht »ein großes Potenzial zur
Kostenreduktion«. Zudem könne  PtH hier
die Must-Run-Kapazität konventioneller
Kraftwerke  je nach Marktsituation um
»ein Mehrfaches«  reduzieren. 

Fragliches Erlöspotenzial | Allerdings
ist der Markt für negative Regelenergie be-
grenzt, in diesem Jahr auf rd. 3000 MW im
Bereich der Minutenreserve und 2000 MW
bei der Sekundärregelleistung. Die Studi-
enautoren weisen auf eine zu erwartende
Marktsättigung hin. Fraglich sei, ob das
derzeit hohe  Erlöspotenzial auch künftig
weiter besteht. Umso wichtiger ist es lt.
den IWES-Spezialisten, dass die derzeiti-
gen Hemmnisse für die beiden anderen
Einsatzfelder beseitigt würden. 

Die Verringering der Abregelung von
Grünstromanlagen aufgrund lokaler Netz -
engpässe gilt als eine künftige alternative
Einnahmequelle für PtH, ist jedoch stark
von der tatsächlichen Umsetzung des
Netzausbaus abhängig. Die Autoren bezif-
fern die geleistete »Ausfallarbeit« in 2012
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Steil nach oben ist es im Juli im Strom-Terminmarkt gegangen.
Nicht so im Spot. Den Gasgroßhandel beeinflusste die Ukraine-
Krise nach dem Abschuss eines zivilen Flugzeugs erneut (Seite 15).

Prozent ist der Anteil erneuerbarer Energien am Inlands-
stromverbrauch im ersten Halbjahr – gegenüber dem Vorjahr
eine Steigerung von fast 4 %, so der Verband BDEW. Ursäch-
lich sind mehr Ökostromanlagen und die Witterung.  

28,5

Zitterpartie um
die Dualen Systeme
– BERLIN – Es ist ein iterativer Weg: Bis zum
1. August hätten sich die neun Systembe-
treiber der Dualen Systeme über die
Marktanteile im dritten Quartal einigen
müssen. Es ging um eine Deckungslücke
von 52 Mio. €. Am 30. Juli arrangierten sich
sieben, Interseroh und DSD haben jetzt
Zeit bis zum 8. August herausgeschlagen,
sich über Marktanteile und die anteilige
Deckungslücke von 20,6 Mio. € zu einigen.
Dennoch: Die Politik ist wachsam gewor-
den hinsichtlich des intransparenten Sys-
tems. Aus dem Regierungszirkel häufen
sich die Signale, das System künftig stärker
regulieren zu wollen. Auch die Länder
drängen auf eine Reform durch das im
Herbst geplante Wertstoffgesetz. Baden-
Württembergs Umweltminister Franz Un-
tersteller fordert die Abschaffung des Dua-
len Systems und eine Übergabe der Ver-
antwortung an die Kommunen (Seite 7).

»Stadtwerke-Chance für
10 Prozent der Energie«
– HAMBURG – Von 2016 an muss die öf-
fentliche Hand ihre Vergabeunterlagen di-
gital zur Verfügung stellen. Dies betreffe
auch 8,5 % des gesamten Strom-Nettobe-
darfs und 10 % bei Gas, schätzen die Inha-
ber der elektronischen Ausschreibungs-
plattform Enportal, Clemens Graf von We-
del und Rainer Otto, im ZfK-Gespräch (Sei-
te 14). Ihre aktuelle Gas-Ausschreibung
von 850 bayerischen Kommunen (ZfK
7/14, 10) ging ihnen zufolge zu 60 % der Lo-
se und der Menge an erstmalige Bieter, vor
allem an Stadtwerke, für die sich die frühe-
ren Papier-Ausschreibungen nicht gelohnt
hatten. Lose errangen die Stadtwerke Am-
berg, Augsburg, Burg, Dachau, Fürstenfeld-
bruck und Rosenheim sowie die Energie-
versorgung Lohr-Karlstadt, eine Elektrizi-
tätsgenossenschaft, die Rewag, EnBW,
»In(n) Energie« und Logo Energie (Regio-
nalgas Euskirchen).
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»IT-Bedrohungslage
massiv verschärft«
– BERLIN – Noch in diesem Jahr will die
Bundesregierung dem Parlament den Ent-
wurf eines IT-Sicherheitsgesetzes (ITSig)
vorlegen, so die Auskunft des Bundes-
innenministeriums auf ZfK-Anfrage. Dis-
kutiert wird derzeit vor allem, dass Unter-
nehmen, die für das Gemeinwohl als be-
sonders sensibel gelten, also wohl auch
Stadtwerke,  schwere Cyberattacken künf-
tig an eine zentrale Stelle melden müssen.
Das stößt bei manchen Wirtschaftsunter-
nehmen auf Kritik. »Es kommt auf die Aus-
gestaltung an«, kontert man in Berlin. Der-
zeit läuft die Abstimmung des ITSig-Ent-
wurfs zwischen den Bundesressorts. »Ge-
genu?ber 2007 hat sich die IT-Bedrohungs-
lage massiv verschärft«, stellt das Innen-
ministerium in einem im Juli veröffent-
lichten Papier zu UP Kritis, der »Öffentlich-
Privaten Partnerschaft zum Schutz Kriti-
scher Infrastrukturen«, fest (Seite 17).
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Juncker will Energieunion
Designierter Präsident der EU-Kommission 

formuliert energiepolitische Prioritäten

Jean-Claude Juncker, designierter neuer
Präsident der EU-Kommission, hat als eine
seiner Prioritäten formuliert,  die Energie-
politik der Europäischen Union so zu re-
formieren, dass eine europäische Ener-
gieunion entsteht. »Wir müssen unsere
Kräfte bündeln, unsere Infrastrukturen
vernetzen und unsere Verhandlungs-
macht gegenüber Drittländern stärken,
indem wir mit einer Stimme sprechen«,
lautet sein Credo. Zudem soll die EU »zum
Weltmeister erneuerbarer Energien« wer-

den und sich ein verbindliches Energieeffizienz-Ziel geben.
Mittlerweile hat das neue EU-Parlament seine 22 Ausschüsse
besetzt (Seite 5). Vorsitzender des Ausschusses für Industrie, For-
schung und Energie (Itre) ist der 74-jährige Pole Jerzey Buzek.

Jean-Claude Juncker

Preis 8,60 €

Der Wärmespeicher der 
N-Ergie in Sandreuth ist
derzeit der höchste mit

70 m
Durchmesser 

26 m
Fassungsvermögen

33 000 m3

Stabile Lage in Gera
– Ärger um eine Studie
– GERA – Die Stadtwerke Gera können
trotz der Insolvenz weitermachen. Der
Gläubigerausschuss hat der Fortführung
des Geschäftsbetriebs zugestimmt. Derzeit
werde an einem Sanierungskonzept gear-
beitet. Außerdem beginnt die Suche nach
einem Investor für die Wohnungsbauge-
sellschaft GWB Elstertal. Zudem bestätigte
der Gläubigerausschuss einstimmig den
vom Amtsgericht bestellten vorläufigen
Insolvenzverwalter Dr. Michael Jaffé. Ärger
gibt es trotzdem: Im Windschatten der In-
solvenz von Gera hat die Beratungsgesell-
schaft Roland Berger eine Studie vorge-
stellt. Ergebnis sei, dass es jedem fünften
Stadtwerk finanziell schlechter geht als
den Werken in Gera und dass private Ver-
sorger effizienter wirtschaften als kom-
munale. Der Verband kommunaler Unter-
nehmen (VKU) widerspricht und meldet
massive methodische Zweifel an (Seite 10).
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